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Gesetzentwurf 

der Bundesregierung 


Entwurf eines Gesetzes 
zu dem Vertrag vom 26. Juni 1991 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Mongolischen Volksrepublik 

über die Förderung und den gegenseitigen Schutz von Kapitalanlagen 


A. Zielsetzung 

Verstärkung der beiderseitigen Wirtschaftsbeziehungen durch Förde- 
rung und Schutz gegenseitiger Kapitalanlagen. 

B. Lösung 

Völkerrechtliche Absicherung von Direktinvestitionen, insbesondere 
durch Gewährleistung des freien Transfers von Kapital und Erträgen, 
Vereinbarung von Inländerbehandlung und Meistbegünstigung, Ent- 
eignungsschutz und Entschädigungspflicht sowie Rechtsweggarantie 
und internationaler Schiedsgerichtsbarkeit. 

C. Alternativen 

Keine 

D. Kosten 


Keine 
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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

031 (412) - 651 09 - Ka 76/95 Bonn, den 18. Mai 1995 


An die Präsidentin 

des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen Entwurf 
eines Gesetzes zu dem Vertrag vom 26. Juni 1991 zwischen der Bundesrepu- 
blik Deutschland und der Mongolischen Volksrepublik über die Förderung und 
den gegenseitigen Schutz von Kapitalanlagen mit Begründung und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Die Vorlage ist vom Bundesministerium für Wirtschaft und vom Auswärtigen 
Amt gemeinsam erstellt worden. 

Der Bundesrat hat in seiner 684. Sitzung am 12. Mai 1995 gemäß Artikel 76 
Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den Gesetzentwurf keine 
Einwendungen zu erheben. 


Dr. Helmut Kohl 
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Entwurf 

Gesetz 

zu dem Vertrag vom 26. Juni 1991 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Mongolischen Volksrepublik 
über die Förderung und den gegenseitigen Schutz 
von Kapitalanlagen 

Vom 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende Gesetz 
beschlossen: 


Artikel 1 

Dem in Bonn am 26. Juni 1991 Unterzeichneten Vertrag zwischen der Bundes- 
republik Deutschland und der Mongolischen Volksrepublik über die Förderung 
und den gegenseitigen Schutz von Kapitalanlagen sowie dem dazugehörigen 
Protokoll wird zugestimmt. Der Vertrag und das Protokoll werden nachstehend 
veröffentlicht. 


Artikel 2 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem der Vertrag nach seinem Artikel 13 Abs. 2 und das 
Protokoll in Kraft treten, ist im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 


Begründung zum Vertragsgesetz 

Zu Artikel 1 

Auf den Vertrag findet Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes Anwendung, 
da er sich auf Gegenstände der Bundesgesetzgebung bezieht. 

Die Zustimmung des Bundesrates ist nach Artikel 105 Abs. 3 des Grundgesetzes 
erforderlich, weil das im Vertrag vereinbarte Diskriminierungsverbot sich auch auf 
Steuern bezieht, deren Aufkommen den Ländern oder den Gemeinden ganz oder 
zum Teil zufließt. 

Zu Artikel 2 

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Erfordernis des Artikels 82 
Abs. 2 des Grundgesetzes. 

Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, in dem der Vertrag nach seinem Artikel 1 3 Abs. 2 
sowie gleichzeitig das Protokoll in Kraft treten, im Bundesgesetzblatt bekanntzu- 
geben. 

Schlußbemerkung 

Bund, Länder und Gemeinden werden durch die Ausführung des Gesetzes nicht 
mit Kosten belastet. Auswirkungen auf Einzelpreise und das Preisniveau, insbe- 
sondere auf das Verbraucherpreisniveau, sind nicht zu erwarten, da es sich um 
einen Rechtsrahmen handelt, der über den in der Bundesrepublik Deutschland 
ohnehin bestehenden Rechtsschutz nicht hinausgeht. 
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Vertrag 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Mongolischen Volksrepublik 
über die Förderung und den gegenseitigen Schutz von Kapitalanlagen 

XonöooHbi Byrfl HaüpaMflax r epMaH ync, 

Byrfl HaüpaMflax MoHron Apfl YncbiH 
XoopoHflbiH XepeHre OpyynanTbir 
XexyYnsH fl3M>Knx, XapnnuaH XaMraanax Tyxaü f epaa 


Die Bundesrepublik Deutschland 
und 

die Mongolische Volksrepublik, 
im folgenden Vertragsparteien genannt, - 

in dem Wunsch, die wirtschaftliche Zusammenarbeit zwischen 
beiden Staaten zu vertiefen, 

in dem Bestreben, günstige Bedingungen für Kapitalanlagen 
von Staatsangehörigen oder Gesellschaften des einen Staates im 
Hoheitsgebiet des anderen Staates zu schaffen, 

in der Erkenntnis, daß eine Förderung und ein vertraglicher 
Schutz dieser Kapitalanlagen geeignet sind, die private wirtschaft- 
liche Initiative zu beleben und den Wohlstand beider Völker zu 
mehren - 

haben folgendes vereinbart: 

Artikel 1 

Für die Zwecke dieses Vertrags 

1. umfaßt der Begriff „Kapitalanlagen“ Vermögenswerte jeder 
Art, insbesondere 

a) Eigentum an beweglichen und unbeweglichen Sachen 
sowie sonstige dingliche Rechte wie Hypotheken und 
Pfandrechte; 

b) Anteilsrechte an Gesellschaften und andere Arten von 
Beteiligungen an Gesellschaften; 

c) Ansprüche auf Geld, das verwendet wurde, um einen 
wirtschaftlichen Wert zu schaffen, oder Ansprüche auf 
Leistungen, die einen wirtschaftlichen Wert haben; 

d) Rechte des geistigen Eigentums, wie insbesondere Ur- 
heberrechte, Patente, Gebrauchsmuster, gewerbliche Mu- 
ster und Modelle, Marken, Handelsnamen, Betriebs- und 
Geschäftsgeheimnisse, technische Verfahren, Know-how 
und Goodwill; 

e) öffentlich-rechtliche Konzessionen einschließlich Aufsu- 
chungs- und Gewinnungskonzessionen im Zusammen- 
hang mit natürlichen Ressourcen. 

Eine Änderung der Form, in der Vermögenswerte angelegt 
werden, läßt ihre Eigenschaft als Kapitalanlage unberührt; 

2. bezeichnet der Begriff „Erträge“ diejenigen Beträge, die auf 
eine Kapitalanlage für einen bestimmten Zeitraum anfallen, 
wie Gewinnanteile, Dividenden, Zinsen, Lizenz- oder andere 
Entgelte; 

3. bezeichnet der Begriff „Staatsangehörige“ 

a) in bezug auf die Bundesrepublik Deutschland: 

Deutsche im Sinne des Grundgesetzes für die Bundes- 
republik Deutschland, 


XonöooHbi Byrfl HatipaMAax TepMaH Vnc 
6a 

Byrß HafipaMflax MoHron ApA Ync 
(uaaiiiMfl XananijaH ToxuporM TanyyA rax) 

xoep yncbtH xoopoHßbiH 3 ammh aacrMMH xaMTbiH axwnnaraar 
rYH3rnMpYYn3XMMr xycn, 

anb anb yncbiH MpraA öonoH KOMnaHnac Heree yncbiH Hyiar 
ASBcrapT xepeHre opyynaxaA TaanaMxaan Hexuen 

ÖYPAYY^XMMr 3pM3/133H, 

mmhxyy xepeHre opyynam xmmx HBAJibir xexyynQH A3m>kmx, 
rapaaraap xawraanax Hb xyBHHH can6apT cDkhji xaprHÜH 
caHaaMH/irbir MAaBxjKyynax, y/iMaap xoep opHbi apA tymhmm a>K 
öafiAJibir A33UJnyyn3x 6ojiho raArntir xynaaH 36BUjeepM, 

AOpxn 3yHnnHr xanamjaH toxhpob. 

Har a Y r33 P 3 yhh 

3H3XYY T3P33HHH: 

1) „xepeHre opyynanT“racaH Hap TOMbeoroop 6yx TepnniiH yhs 
epier 6yxhh 3yMn, anaHryaa 

a) xeA^ex 6a yn xeAnex xepeHre, TapnnaH sa xepeHrnüH 
A3HMMH, 6apbuaa 3apar ewiMHHH 6ycaA anb h apx, 

6) KOMnaHMH xyBbuaa öonoH KOMnaHHM Tanaapx aiunr 
coHHpxnbiH 6ycaA xan6ap, 

b) 3Ahhh 3acrnCiH epier YYcraxsA 3apuyyncaH MeHre 6onoH 
3 Ahmh 3acrnfiH epier 6 yxhm anb h axun YYP™fi H 
6nen3/iTHMr ojaapAax apx, 

r) 30xnornnMH 3px, naieHT, xaparnaaHwii 6ohoh 
cypTa/iHHnraaHbi aarßapyyA, 6apaaHbi tsmasf, nYYCHMH 
H3p, nyYCHMH 6ojioh a>Knn xapruiiH Hyyij, TexHMKHHH 
a>Knnna6ap, Hoy-xay, nyYCHMH H3p xyha 3apar oroyHbi 
eMHHMH apxYYfl. 

A) xyynb toitoom^khhh Aaryy y^^ 1 ax<nnnaraa HByynax 
3eßujeepen (KOHuecc), Tyxafinean 6aMrannMH 6aanrnMr 
3px< xatix, 6onoßcpyynax, auinrnax 3eBOjeepnnMr 

X3J1H3. 

XepeHre opyyncaH yn3 epTer 6 yxhm 3YMnnCiH xan6apntiH 
eepnnem TaAraapaac xepeHre opyynam racaH aHmnanA 
6arrax HBAanA Y n HeneenHe; 

2) „ereex^raAraap ainnr, HorAon aiunr, xyy, waH xapan/ux 6yioy 
maman 3apar TOAopxofi xyrauaaHA xepeHre opyynambiH yp 
AY h A oncoH opnorbir HapnaHa; 

3) „Mpr3H“ T3C3H H3p TOMbÖOrOOp 

a) XonöooHbi ByrA HafipaMflax TepMan yncbiH xyBbA 
XonöooHbi ByrA HaüpaMAax TepMaH YncbiH Yhacsh 
xyynbA TOAopxoPinoH 3aacaH repMaHMyyAbir xanna, 
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b) in bezug auf die Mongolische Volksrepublik: 

Mongolen im Sinne der Verfassung der Mongolischen 
Volksrepublik; 

4. bezeichnet der Begriff „Gesellschaften“ 

a) in bezug auf die Bundesrepublik Deutschland: 

jede juristische Person sowie Jede Handelsgesellschaft 
oder sonstige Gesellschaft oder Vereinigung mit oder ohne 
Rechtspersönlichkeit, die ihren Sitz in der Bundesrepublik 
Deutschland hat, gleichviel, ob ihre Tätigkeit auf Gewinn 
gerichtet ist oder nicht, 

b) in bezug auf die Mongolische Volksrepublik: 

jede wirtschaftliche Vereinigung, die nach den Gesetzen 
der Mongolischen Volksrepublik gegründet worden ist und 
ihren Sitz in der Mongolischen Volksrepublik hat. 

Artikel 2 

(1) Jede Vertragspartei wird in ihrem Hoheitsgebiet Kapitalan- 
lagen von Staatsangehörigen oder Gesellschaften der anderen 
Vertragspartei nach Möglichkeit fördern und diese Kapitalanlagen 
in Übereinstimmung mit ihren Rechtsvorschriften zulassen. Sie 
wird Kapitalanlagen in jedem Fall gerecht und billig behandeln. 

(2) Eine Vertragspartei wird die Verwaltung, die Verwendung, 
den Gebrauch oder die Nutzung der Kapitalanlagen von Staatsan- 
gehörigen oder Gesellschaften der anderen Vertragspartei in 
ihrem Hoheitsgebiet in keiner Weise durch willkürliche oder dis- 
kriminierende Maßnahmen beeinträchtigen. 

(3) Kapitalanlagen von Staatsangehörigen oder Gesellschaften 
der einen Vertragspartei, die in Übereinstimmung mit den Rechts- 
vorschriften der anderen Vertragspartei in ihrem Hoheitsgebiet 
zugelassen sind, genießen den vollen Schutz dieses Vertrags. 

Artikel 3 

(1) Jede Vertragspartei behandelt Kapitalanlagen in ihrem Ho- 
heitsgebiet, die im Eigentum oder unter dem Einfluß von Staats- 
angehörigen oder Gesellschaften der anderen Vertragspartei 
stehen, sowie Staatsangehörige oder Gesellschaften der anderen 
Vertragspartei hinsichtlich ihrer Betätigung im Zusammenhang mit 
Kapitalanlagen in ihrem Hoheitsgebiet nicht weniger günstig als 
Kapitalanlagen der eigenen Staatsangehörigen und Gesellschaf- 
ten oder Kapitalanlagen von Staatsangehörigen und Gesellschaf- 
ten dritter Staaten. 

(2) Die in Absatz 1 genannte Behandlung bezieht sich nicht auf 
Vorrechte, die eine Vertragspartei den Staatsangehörigen oder 
Gesellschaften dritter Staaten wegen ihrer Mitgliedschaft in einer 
Zoll- oder Wirtschaftsunion, einem gemeinsamen Markt oder einer 
Freihandelszone oder wegen ihrer Assoziierung damit einräumt. 

(3) Die in diesem Artikel gewährte Behandlung bezieht sich 
nicht auf Vorteile, die eine Vertragspartei den Staatsangehörigen 
oder Gesellschaften dritter Staaten aufgrund eines Doppelbe- 
steuerungsabkommens oder sonstiger Vereinbarungen über 
Steuerfragen gewährt. 

Artikel 4 

(1) Kapitalanlagen von Staatsangehörigen oder Gesellschaften 
einer Vertragspartei genießen im Hoheitsgebiet der anderen Ver- 
tragspartei vollen Schutz und volle Sicherheit. 

(2) Kapitalanlagen von Staatsangehörigen oder Gesellschaften 
einer Vertragspartei dürfen im Hoheitsgebiet der anderen Ver- 
tragspartei nur zum allgemeinen Wohl und gegen Entschädigung 
enteignet, verstaatlicht oder anderen Maßnahmen unterworfen 
werden, die in ihren Auswirkungen einer Enteignung oder Ver- 
staatlichung gleichkommen. Die Entschädigung muß dem Wert 
der enteigneten Kapitalanlage unmittelbar vor dem Zeitpunkt ent- 
sprechen, in dem die tatsächliche oder drohende Enteignung, 
Verstaatlichung oder vergleichbare Maßnahme öffentlich bekannt 
wurde. Die Entschädigung muß unverzüglich geleistet werden 
und ist bis zum Zeitpunkt der vollständigen Zahlung mit dem 
üblichen bankmäßigen Zinssatz zu verzinsen; sie muß tatsächlich 


6) Byrfl HanpaMflax MoHron ApA YnCbiH xyßbA Yhacsh 
xyynbA AypflcaH ByrA HanpaMAax MoHron ApA YnCbiH 
nprsAMMr xs/ihs; 

4) „KOMnaHM“ T3C3H H3p TOMbÖOPOOp 

a) XonöooHbi Byta HawpaMAax repwiaH yjicwH xyBbA 
XonöooHbi ByrA HanpaMAax I" epwiaH yncbiH HyTar asbc- 
rapT opiuAor xyy/iMÜH a/ib h 3tt33a, TapnnaH xyyjib sy^H 
UUMHXCT3M acxyn xyy/ib 3yMH uuMHxcryM apMJDKaaHbi öyioy 
öycaA anb h KOMnaHM acßan H3TAfiYYfl M * r » 

ö) ByrA HanpaMAax MoHron ApA YncbiH xyBbA ByrA 
HanpaMAax MoHron ApA YflCbiH HyTar a3bct3Pt opuJAor, 
TyyHMM xyyjib toi-toomxcmmh Aaryy öanryyncaH a* axyüH 
HanKYYAMMr X3J1H3. TaAraapMMH yiin axcnnnaraa aujMr 
onox aopnnrbir aryyncaH öyioy aryynaaryM öanxc 

ÖOJ1HO. 

XoepAyraap 3ynn 

1. XananuaH ToxHporn Tan öyp XananuaH TOXMporn Heree 
TanbiH MpraA öyioy KOMnaHnac tyyhmm HyTar AascrapT xepeHre 
opyynanT xmmx BBAJibir anb öonox xexyynaH A3 mxcm>k, mmhxyy 
opyynxc öyn xepeHPHür xyynb toitoomxcmmhxoo Aaryy xynaaH 
3eBtneepHe. Mmhxyy xmm* öyn xepeHre opyynanTaA anb h 
T oxMonAonA tuyAapra, apx Tsrm xaHAaHa. 

2. XananuaH ToxnporH anb anb Tan XananuaH ToxnporH 
Heree TanbiH MpraA öyioy KOMnaHwac tyyhmm HyTar AaacrapT 
opyyncaH xepeHree aaaMWMx, aiunrnax, 3axnpaH aapuyynaxaA 
Hb YHAscnanryM caaA TOTrop ynpyynxc, nnraßapnaH raAyy- 
pxaxryw. 

3. XananuaH ToxMporn anb anb TanbiH HyTar AaacrapT 
X3nanuaH Toxnporn Heree TanbiH MpraA öyioy KOMnaHnac 
tyyhmm xyynb toitoomxcmmh Aaryy xmxmr aeBuieepceH 
xepeHre opyynanT Hb aHaxyy T 3paaHMM öypaH xaMraananTaA 
öaüHa. 

TypaBAyraap aywn 

1. XananuaH ToxnporH anb anb Tan tyyhmm HyTar AaacrapT 
XananuaH ToxMporn Heree TanbiH MpraA öyioy KOMnaHMM 
a33MiuAar acßan xflHanT TaBbAar xepeHre opyynanT, TyyHnnaH 
xepeHre opyynanrraM xonöorACOH ynn aacMnnaraa BßyynaxaA 
Hb eepMMH acxyn rypaBAarn anb h yncbiH npr3A öyioy KOMnaHMM 
xepeHre opyynanT, TyyHnnaH xepeHre opyynanrraM xonöorACOH 
ynn axwnnaraa BByynaxaA Hb onroAroocoo AyTyyryn 
TaanaMMTan Hexuen onroHO. 

2. 1 Aax aaanTaA AypAcaH Hexuen Hb X3nanuaH ToxMporn anb 
anb Tanaac rMUjyyHaap Hb 3nccaH acßan xaMTapn axwnnaAar 
raanMMH öyioy 3 ammh 3acrMMH xonöoo, HarAcaH aax 3aan acxyn 
neneeT xyAanAaaHbi öycmmh rMüjyyH öycaA yncbiH MpraA öyioy 
KOMnaHMA onroAor AaByy TanA xaMaapaxryn. 

3. 3h 3 ayMnMMH Aaryy onrocoH Hexuen Hb Aaßxap TaTBapaac 
neneenex Tyxan xananuaap, TaTeapTan xonöorACOH ÖycaA 
r3paa xananuaapMMH Aaryy XananuaH ToxMporn anb anb Tanaac 
rypaBAarn yncyyAWH MpraA öyioy KOMnaHMA onroAor AaByy 
TanA xawiaapaxryM. 

flepeBAyraap ayftn 

1. XananuaH ToxMporn anb anb TanbiH MpraA öyioy KOMnaHMM 
XMMC3H xepeHre opyynanT XananuaH ToxMporn Heree TanbiH 
Hyrar A3ßcrapT öypaH xaMraananT, aioynryn öaMAanA öaüHä. 

2. XananuaH ToxMporn anb anb TanbiH MpraA öyioy KOMnaHMM 
xepeHre opyynanTbir XananuaH ToxMporn Heree TanbiH HyTar 
A3BcrapT aeßxeH hmmpmmmh apx amrMMH yyAHaac öonoH HexeH 
Tenöep xmmx yhac3h A33P AannnaH rapryynax öyioy yncbiH omh 
öonrox, acxyn AaünnaH rapryynax öyioy yncbiH eMH öonroxTOM 
m*m n TecTaM yp AaraBap öyxMM ÖycaA apra X3 mxo3ha 
xawaapyynxc öonHo. HexeH TenöepMMH xaMxcaa Hb TyxaMH 3A 
xepeHrMMH AannnaH rapryynax, yncbiH smh Öonrox öyioy 
T3AraapT3M Mxcnn TecTan apra xawxcaaHA xaMparAax acxyn 
xaMparAaxc öonaoLuryM Hb onoH hmmt3a M3AarA3XMMH eMHex 
yeMMH yh 3 epTerran aymx ÖonHo. HexeH TenöepMMr caaAryH 
xmmxc rynuaTrax öereoA TyyHMür Tenxc Ayycax xypTanx 
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verwertbar und frei transferierbar sein. Die Rechtmäßigkeit der 
Enteignung, der Verstaatlichung oder der vergleichbaren Maß- 
nahme und die Höhe der Entschädigung müssen in einem ordent- 
lichen Rechtsverfahren nachgeprüft werden können. 


(3) Staatsangehörige oder Gesellschaften einer Vertragspartei, 
die durch Krieg oder sonstige bewaffnete Auseinandersetzungen, 
Revolution, Staatsnotstand oder Aufruhr im Hoheitsgebiet der 
anderen Vertragspartei Verluste an Kapitalanlagen erleiden, wer- 
den von dieser Vertragspartei hinsichtlich der Rückerstattungen, 
Abfindungen, Entschädigungen oder sonstigen Gegenleistungen 
nicht weniger günstig behandelt als ihre eigenen Staatsangehöri- 
gen oder Gesellschaften. Solche Zahlungen müssen frei transfe- 
rierbar sein. 


Artikel 5 

Jede Vertragspartei gewährleistet den Staatsangehörigen oder 
Gesellschaften der anderen Vertragspartei den freien Transfer der 
im Zusammenhang mit einer Kapitalanlage stehenden Zahlungen, 
insbesondere 

a) des Kapitals und zusätzlicher Beträge zur Aufrechterhaltung 
oder Ausweitung der Kapitalanlage; 

b) der Erträge; 

c) zur Rückzahlung von Darlehen; 

d) des Erlöses im Fall vollständiger oder teilweiser Liquidation 
oder Veräußerung der Kapitalanlage; 

e) der in Artikel 4 vorgesehenen Entschädigungen. 

Artikel 6 

Leistet eine Vertragspartei ihren Staatsangehörigen oder Ge- 
sellschaften Zahlungen aufgrund einer Gewährleistung für eine 
Kapitalanlage im Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei, so 
erkennt diese andere Vertragspartei, unbeschadet der Rechte der 
erstgenannten Vertragspartei aus Artikel 10, die Übertragung aller 
Rechte oder Ansprüche dieser Staatsangehörigen oder Gesell- 
schaften kraft Gesetzes oder aufgrund Rechtsgeschäfts auf die 
erstgenannte Vertragspartei an. Ferner erkennt die andere Ver- 
tragspartei den Eintritt der erstgenannten Vertragspartei in alle 
diese Rechte oder Ansprüche (übertragene Ansprüche) an, wel- 
che die erstgenannte Vertragspartei in demselben Umfang wie ihr 
Rechtsvorgänger auszuüben berechtigt ist. Für den Transfer von 
Zahlungen aufgrund der übertragenen Ansprüche gelten Artikel 4 
Absätze 2 und 3 und Artikel 5 entsprechend. 


Artikel 7 

(1) Transferierungen nach Artikel 4 Absatz 2 oder 3, nach 
Artikel 5 oder nach Artikel 6 erfolgen unverzüglich zu dem jeweils 
gültigen Kurs. 

(2) Dieser Kurs muß dem Kreuzkurs (cross rate) entsprechen, 
der sich aus denjenigen Umrechnungskursen ergibt, die der Inter- 
nationale Währungsfonds zum Zeitpunkt der Zahlung Umrech- 
nungen der betreffenden Währungen in Sonderziehungsrechte 
zugrunde legen würde. 

Artikel 8 

(1) Ergibt sich aus den Rechtsvorschriften einer Vertragspartei 
oder aus völkerrechtlichen Verpflichtungen, die neben diesem 
Vertrag zwischen den Vertragsparteien bestehen oder in Zukunft 
begründet werden, eine allgemeine oder besondere Regelung, 
durch die den Kapitalanlagen der Staatsangehörigen oder Gesell- 
schaften der anderen Vertragspartei eine günstigere Behandlung 
als nach diesem Vertrag zu gewähren ist, so geht diese Regelung 
dem vorliegenden Vertrag insoweit vor, als sie günstiger ist. 


xyrauaaHfl öaHKHbi epAnftn xyyr hsmjk Te/iHe. Hexe« Tenöep Hb 
YP aumnrafi 3apuyynax, HeneeTan ryMByynax öojiomjktom 
öanHa. flannnan rapryynax, yncbiH omh öonrox acxyn 

T3flr33pT3M HJKHA TOCT3M 3Jlb H apra X3MW33 Hb XyyJlb 3YHA 
hhhi43)k öanraa 3C3x, moh tyyhhji 3 h Hexen TenöepHHH x3mk33 
Hb 30xhctoh acaxnnr xyynb TorTooMXCMMH Aaryy xnnyynax 
ÖOnOMttTOH ÖaHHa. 

3. flanH öonoH öycaa 33Bcarr MeprenqeeH, xyBbcran öyioy 
öocnoro rapax, acxyn y h A3Chhh oHuron öannan aapnacnbi 
yjiMaac Xananua h ToxnporH anb anb TanbiH npraA öyioy 
KOMnaHHac X3nanuaH ToxMporM Heree TanbiH Hyrar A 3 BcrapT 
xhmc3h xepeHre opyynamaA xoxnpon ynpaxaa xypBan 
XananqaH ToxHporn Heree Tan xoxnpnbir apnnrax, TYYnaac 
caprnnnax, xoxnpnbir HexeH Tenex öyioy tyyhhh 
aoxHuyynamraH xonöorucoH öycaA apra x3M*aar asaxqaa 
eepnm npraA öyioy KOMnaHHA onroAroocoo AyTyyryn 
TaanawoKTaM Hexuenn&r xoxnpon ynnpH öyn npraA öyioy 
KOMnaHHA onroHo. YYHaac YYAcan Tenöepnnr HeneeTan ry- 
MByynHa. 

TaBAyraap ay^n 

XananuaH Toxnporn Tan öyp xepeHre opyynanrran 
xonöorACOH, TyxannÖan Aapaax Tenöepnnr HeneeTan ry- 
MByynax öaianraar XananuaH Toxnporn Heree TanbiH npraA 
öyioy KOMnaHHA eme. Yyha: 

a) xepeHre opyynanTbir xaßaap öatfnrax öyioy epreirexeu 
aapuyyncaH yhacsh öonoH HaMarAan xepeHre; 

ö) ereew; 

b) aaanHHH Tenöep; 

r) xepeHre opyynanTbir öyxann Hb öyioy xacarnnaH xyAanqax 
acxyn TaTaH ÖyynracHaac oncoH opnoro; 

A) AöpößAYraap aY^riA AypflcaH HexeH Tenöep aapar öonno. 
3ypraAyraap aY^n 

XananuaH Toxnporn anb anb Tanaac XananuaH Toxnporn 
Heree TanbiH Hyrar AascrapT xnncan xepeHre opyynanTaA ercen 
öaTanraaHbixaa Aaryy eepnnH anb h npraA öyioy KOMnaHHA 
Tenöep Tenw öanraa öon XananuaH Toxnporn Heree Tan Hb 
3Ar3ap npraA öyioy KOMnaHHH anb h apx öyioy luaapuax apx 
Tenöep Ten* öanraa XananuaH Toxnporn Tann xyynb toitoo- 
mjkhhh Aaryy acxyn xyynb ecHbi xanunnnH Aaryy Lunn*C3HHnr 
xynaaH aeBiueepex öereeu 3Ha Hb apaBAyraap aY^nu AyPAcaH 
XananuaH Toxnporn TyxaHH TanbiH apxan xapujnaxryfl Öonno. 
TyYHHnaH XananuaH Toxnporn TyxaHH Tan umn*YYn>K aßcaH 
anb n apx öyioy luaapuax apxaa (uaaiuHA wnn*caH maapnax 
apx rax) Tauraapnnr aanraM*nyynarnntfH Har aAHn aAnaxntfr 
XananuaH Toxnporn Heree Tan aeBUJeepHe. Mhhxyy wnn*caH 
luaapuax apxnnH Aaryy xnnx Tenöepnflr ryiteyynaxaA 
AepeBAYraap aYnnnnH 2, 3 qaxb aaanT, TapnnaH TaBAyraap 
aY^nnnr Tyc Tyc öapHMTanHa. 

flonAyraap aY*n 

1 . flepeBAyraap aY^nnnH 2 öyioy 3, TaB öyioy aypraqyraap 
aYHnA AYPAcaH rytfßyynrbir TyxaftH YentfH xaHmaap toouo*, 
caanryn xhhhs. 

2. 3h3xyy xaHUJ Hb TyxaHH Tenöepnnr xhhx yeA OnoH yncbiH 
BaniOTbiH caHraac Tycran apxau xaMparucaH BaniOTbir 
xepBYYJiaxAaa öapHMTnax xaHiuyyATan soxhucoh öatfHa. 


HanMAyraap aynn 

1. Xapae XananuaH Toxnporn anb anb TanbiH xyynb toitoo- 
mjkhhh aaanT acxyn XananuaH Toxnporn Tanyynaac onoH yncbiH 
apxnnH Aaryy aHaxyY TapaaHA HaMam öonro* xynsax acBan 
uaaujHA xynaa* öonox yyprYYA Hb XananuaH Toxnporn Heree 
TanbiH npraA öyioy KOMnannn xepeHre opyynanTaA nnyY Taa- 
naMJKTan Hexuen onrocoH HHHTnar öyioy toaopxoh aaanTTan 
öanßan aAraap aaanTbir aHaxyY TapaaHaac hayy TaanaM>KTaH 
Hexuen toitoocoh xacarT Hb a arsuK mspaöhs. 


8 




Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Drucksache 13/1431 


(2) Jede Vertragspartei wird jede andere Verpflichtung einhal- 
ten, die sie in bezug auf Kapitalanlagen von Staatsangehörigen 
oder Gesellschaften der anderen Vertragspartei in ihrem Hoheits- 
gebiet übernommen hat. 

Artikel 9 

Dieser Vertrag gilt auch für noch bestehende Kapitalanlagen, 
die Staatsangehörige oder Gesellschaften der einen Vertragspar- 
tei in Übereinstimmung mit den Rechtsvorschriften der anderen 
Vertragspartei in deren Hoheitsgebiet schon vor dem Inkrafttreten 
dieses Vertrags vorgenommen haben. 

Artikel 10 

(1) Meinungsverschiedenheiten zwischen den Vertragsparteien 
über die Auslegung oder Anwendung dieses Vertrags sollen, 
soweit möglich, durch die Regierungen der beiden Vertragspar- 
teien beigelegt werden. 

(2) Kann eine Meinungsverschiedenheit auf diese Weise nicht 
beigelegt werden, so ist sie auf Verlangen einer der beiden Ver- 
tragsparteien einem Schiedsgericht zu unterbreiten. 

(3) Das Schiedsgericht wird von Fall zu Fall gebildet, indem jede 
Vertragspartei ein Mitglied bestellt und beide Mitglieder sich auf 
den Angehörigen eines dritten Staates als Obmann einigen, der 
von den Regierungen der beiden Vertragsparteien zu bestellen 
ist. Die Mitglieder sind innerhalb von zwei Monaten, der Obmann 
innerhalb von drei Monaten zu bestellen, nachdem die eine Ver- 
tragspartei der anderen mitgeteilt hat, daß sie die Meinungsver- 
schiedenheit einem Schiedsgericht unterbreiten will. 

(4) Werden die in Absatz 3 genannten Fristen nicht eingehalten, 
so kann in Ermangelung einer anderen Vereinbarung jede Ver- 
tragspartei den Präsidenten des Internationalen Gerichtshofs bit- 
ten, die erforderlichen Ernennungen vorzunehmen. Besitzt der 
Präsident die Staatsangehörigkeit einer der beiden Vertragspar- 
teien oder ist er aus einem anderen Grund verhindert, so soll der 
Vizepräsident die Ernennungen vornehmen. Besitzt auch der 
Vizepräsident die Staatsangehörigkeit einer der beiden Vertrags- 
parteien oder ist auch er verhindert, so soll das im Rang nächstfol- 
gende Mitglied des Gerichtshofs, das nicht die Staatsangehörig- 
keit einer der beiden Vertragsparteien besitzt, die Ernennungen 
vornehmen. 

(5) Das Schiedsgericht entscheidet mit Stimmenmehrheit. Sei- 
ne Entscheidungen sind bindend. Jede Vertragspartei trägt die 
Kosten ihres Mitglieds sowie ihrer Vertretung in dem Verfahren 
vor dem Schiedsgericht; die Kosten des Obmanns sowie die 
sonstigen Kosten werden von den beiden Vertragsparteien zu 
gleichen Teilen getragen. Das Schiedsgericht kann eine andere 
Kostenregelung treffen. Im übrigen regelt das Schiedsgericht sein 
Verfahren selbst. 

(6) Sind beide Vertragsparteien auch Vertragsstaaten des 
Übereinkommens vom 18. März 1965 zur Beilegung von Investi- 
tionsstreitigkeiten zwischen Staaten und Angehörigen anderer 
Staaten, so kann mit Rücksicht auf die Regelung in Artikel 27 
Absatz 1 des Übereinkommens das vorstehend vorgesehene 
Schiedsgericht insoweit nicht angerufen werden, als zwischen 
dem Staatsangehörigen oder der Gesellschaft einer Vertrags- 
partei und der anderen Vertragspartei eine Vereinbarung nach 
Maßgabe des Artikels 25 des Übereinkommens zustande gekom- 
men ist. Die Möglichkeit, das vorstehend vorgesehene Schiedsge- 
richt im Fall der Nichtbeachtung einer Entscheidung des Schieds- 
gerichts des genannten Übereinkommens (Artikel 27) oder im Fall 
der Übertragung kraft Gesetzes oder aufgrund Rechtsgeschäfts 
nach Artikel 6 dieses Vertrags anzurufen, bleibt unberührt. 

Artikel 11 

(1) Meinungsverschiedenheiten in bezug auf Kapitalanlagen 
zwischen einer der Vertragsparteien und einem Staatsangehöri- 
gen oder einer Gesellschaft der anderen Vertragspartei sollen, 
soweit möglich, zwischen den Streitparteien gütlich beigelegt 
werden. 


2. X3J13/1L43H TOXMporM Tan öyp X3/13/1U3H TOXMporn Heree 
Ta/ibiH Mprsfl öyioy KOMnamac tyyhmm HyTar flSBcrapT xmmc3h 
xepenre opyynanrraM xonöorflyynaH xy/i33C3H anb h yyprss 
flara* öMe/iYynHa. 

Ecayrssp ayfi/i 

Ghsxyy rapaa Hb TYYHMiir xyhmh Tere/iflep öonoxooc eMHe 
XananqaH TOXMporn anb anb TanbiH Mpraq öyioy KOMnaHMac 
XananqaH ToxMporn Heree TanbiH HyTar flaßcrapT tyyhmm xyynb 
TorTOOM)KMMH flaryy xmmcoh öereefl öanaH öaftraa xepeHre opy- 
ynamafl Har aflMn xawiaapHa. 

Apaßßyraap ayfin 

1. XananqaH TOXMporn Tanyyfl biH xoopoHfl 3H3xyy Tapaar 
TaMjiöapnax öyioy flara* Mepqexeec yyflQH rapcaH caHan 
aepe/ifleeHMMr XananqaH TOXMporn xoep TanbiH 3acrMMH raapy- 
yfl anb ÖO/IOX LUMMflBapnaXMMr 3pM3/133H3. 

2. Xsp3B caHan aepenqeeHMMr mmhxyy üJMMflBapna* naflaaryn 
öon TYYHMMr XananqaH TOXMporn anb anb TanbiH xycanTsap 
apöMTpbiH ujyyxsa M3flyynH3. 

3. ApöMTpbiH LuyyxMMr xapar Tyc öYPOop öafiryynHa. MHraxqaa 
XananqaH TOXMporn Tan öyp luyyxmmh Har Har rMiuyYHMMr tomm- 
nox öereefl aflraap xoep tmujyyh Hb rypaBflarn annßaa opHbi 
Mpr3fl33c flaprbiraa coHro*, TYYHMMr XananqaH TOXMporn xoep 
TanbiH 3acrMMH raaap ÖaTnaH TOMMnHO. XananqaH TOXMporn 
anb anb Tan MapraaHbir apöMTpbiH luyyxoa opyynax öoqonTOM 
öanraaraa XananqaH TOXMporn Heree Tanqaa MaflarqcaHaac 
xomlu luyyxmmh rMLUYYflHMr 2 capbiH flOTop, flaprwr 3 capbiH 
flOTOp TOMMnCOH öaMHa. 

4. XapaB 3 qaxb aaanTafl flypflcaH xyraqaar öapMMTnaarYM 
Öereefl eep «Map Har ToxMponqooHfl xypn naflaarYM öon 
XananqaH TOXMporn anb anb Tan Hb OnoH yncbiH luyyxmmh 
qaprafl xaHfla* LuaapflnaraTafi TOMMnonT xmxmr xycn öon ho. 
XapaB yr flapra XananqaH TOXMporn anb Har TanbiH MpraH öanx 
Öyioy Öycafl LuanTraaHaap flaapx YYprMMr rYMqaTram naflaxrYM 
öon tyyhmA opnornoop LuaapflnaraTan TOMMnonTbir xnnnrax 
ecTOM. XapMH opnorn flapra XananqaH TOXMporn anb Har TanbiH 
MpraH öanx öyioy öycafl LuanTraaHaap yr YYprMMr rYMqaTram 
naflaxrYM öon XananqaH TOXMporn anb anb TanbiH MpraH ömlu 
öereefl OnoH yncbiH luyyxmmh yflaaxb aMHflaaHbi tmluyyh 
ujaapflnaraTaM TOMMnonTbir xmmh3. 

5. ApöMTpbiH luyyxmmh LUMMflBapMMr onoHXMMH caHanaap rap- 
raHa. Gflraap LUMMflBapMMr aaaßan öMenYYAHa. XananqaH toxm- 
porn Tan öyp eepMMH coHrocon tmluyyhmPi öonoH apÖMTpT 
eepMMree TeneencHMMxaa aapqnbir xapnyqHa. flaprbin öonoH 
Ynflam öyn öycafl aapqnwr XananqaH TOXMporn Tanyyq TaHqYY 
xyßaa>K flaaHa. ApöMTpbiH luyyx aapflnbir eep xyßnap xyßaaH 
xapnyqyynm ÖonHO. ApöMTpbiH ujyyx oha flypflcaHaac öycafl öyx 
acyynnaap qaraa TorrooHo. 

6. XapaB XananqaH TOXMporn xoep Tan Ync öonoH öycafl 
yncbiH MpraflMMH xoopOHflbiH xepeHre opyynanTbin MapraaHbir 
ujMMflBapnax Tyxaft 1965 ohw 3 flyraap capbiH 18-hw Kohbch- 
qMMH XananqaH TOXMporn Tanyyfl moh öereefl XananqaH toxm- 
pors Har TanbiH nprafl öyioy KoMnaHM öonoH XananqaH toxm- 
pors Heree Tan flypflcaH KoHBeHqMMH 25 flyraap ayMnMMH flaryy 
xapnnqaH toxmpcoh TOXMonflonfl yr kohbohammh 27 flyraap 
aYMnMMH 1 flax aaanTwr yhaoc öonroH flaap flypflcaH apöMTpbiH 
aiYYXofl xaHflaxryM öan>K öonHO. f 3 bm aHa Hb flypflcaH kohboh- 
qMMH flaryy öanryyncaH apöMTpbiH luyyxmmh ujMMfleap tyyhmm 27 
flyraap aYMnfl HMMqaxryM öanx acxyn 3 h3xyy TapaaHMM ayprafly- 
raap aYMnfl flypflcaHnnaH tuaapflax apx xyynb toitoom)k acxyn 
xyynb öchw xanqnMMH flaryy LUMnacM* öaftraa TOXMonflonfl 
flaapx aaanTyyflafl flypflcaH apöMTpbiH luyyxoa xaHflax «Bflnbir 
YryMcraxryM. 

ApBaH HarflYraap ayMn 

1 . XananqaH TOXMporn anMBaa Tan ÖonoH XananqaH TOXMporn 
Heree TanbiH Mpraq öyioy KOMnaHMM xoopoHfl xepeHre 
opyynanTaac yyaoh raps Öyn caHan aepenfleeHYYflMMr 
MapraaHfl oponqorn Tanyyfl Hb anb Öonox 3bmmh x<ypMaap 
LUMMflBapnax YYP 3rT3 ^* 
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(2) Kann die Meinungsverschiedenheit innerhalb einer Frist von 
sechs Monaten ab dem Zeitpunkt ihrer Geltendmachung durch 
eine der beiden Streitparteien nicht beigelegt werden, so wird sie 
auf Verlangen des Staatsangehörigen oder der Gesellschaft der 
anderen Vertragspartei einem Schiedsverfahren unterworfen. 
Jede Vertragspartei erklärt hiermit ihr Einverständnis zu einem 
solchen Schiedsverfahren. Sofern die Streitparteien keine abwei- 
chende Vereinbarung treffen, sind die Bestimmungen des Arti- 
kels 10 Absätze 3 bis 5 sinngemäß mit der Maßgabe anzuwen- 
den, daß die Bestellung der Mitglieder des Schiedsgerichts nach 
Artikel 10 Absatz 3 durch die Streitparteien erfolgt und daß, soweit 
die in Artikel 10 Absatz 3 genannten Fristen nicht eingehalten 
werden, jede Streitpartei mangels anderer Vereinbarungen den 
Präsidenten des Schiedsgerichtshofs der Internationalen Han- 
delskammer in Paris bitten kann, die erforderlichen Ernennungen 
vorzunehmen. Der Schiedsspruch wird nach innerstaatlichem 
Recht vollstreckt. 

(3) Die an der Streitigkeit beteiligte Vertragspartei wird während 
eines Schiedsverfahrens oder der Vollstreckung eines Schieds- 
spruchs nicht als Einwand geltend machen, daß der Staatsange- 
hörige oder die Gesellschaft der anderen Vertragspartei eine 
Entschädigung für einen Teil des Schadens oder den Gesamt- 
schaden aus einer Versicherung erhalten hat. 

(4) Für den Fall, daß beide Vertragsparteien auch Vertragsstaa- 
ten des Übereinkommens vom 18. März 1965 zur Beilegung von 
Investitionsstreitigkeiten zwischen Staaten und Angehörigen an- 
derer Staaten geworden sind, werden Meinungsverschiedenhei- 
ten nach diesem Artikel zwischen den Streitparteien einem 
Schiedsverfahren im Rahmen des vorgenannten Übereinkom- 
mens unterworfen, es sei denn, die Streitparteien treffen eine 
abweichende Vereinbarung; jede Vertragspartei erklärt hiermit ihr 
Einverständnis zu einem solchen Verfahren. 

Artikel 12 

Dieser Vertrag gilt unabhängig davon, ob zwischen den beiden 
Vertragsparteien diplomatische oder konsularische Beziehungen 
bestehen. 

Artikel 13 

(1) Dieser Vertrag bedarf der Ratifikation; die Ratifikations- 
urkunden werden so bald wie möglich in Ulan Bator ausge- 
tauscht. 

(2) Dieser Vertrag tritt einen Monat nach Austausch der Ratifi- 
kationsurkunden in Kraft. Er bleibt zehn Jahre lang in Kraft; nach 
deren Ablauf verlängert sich die Geltungsdauer auf unbegrenzte 
Zeit, sofern nicht eine der beiden Vertragsparteien den Vertrag mit 
einer Frist von zwölf Monaten vor Ablauf schriftlich kündigt. Nach 
Ablauf von zehn Jahren kann der Vertrag jederzeit mit einer Frist 
von zwölf Monaten gekündigt werden. 

(3) Für Kapitalanlagen, die bis zum Zeitpunkt des Außerkraft- 
tretens dieses Vertrags vorgenommen worden sind, gelten die 
Artikel 1 bis 12 noch für weitere zwanzig Jahre vom Tag des 
Außerkrafttretens des Vertrags an. 


Geschehen zu Bonn am 26. Juni 1991 in zwei Urschriften, jede 
in deutscher und mongolischer Sprache, wobei jeder Wortlaut 
gleichermaßen verbindlich ist. 


2. Xapae caHan aepenAeeHMPir tyyha oponuorn anb Her Tan 
X6HA6>K TaßbCHaac xomlu 6 capbiH xyrauaaHA uiMPiABapnaxc 
naAaarYM 6on TyyHMMr XananuaH ToxnporH Heree TanbiH MpraA 
öyioy KOMnaHMM xycanTaap apömpbiH xcypMaap 
ui m m Aßapn yyn Ha. XananuaH TOXMporn Tan öyp apöHTpbiH 
*ypMbir xynaaH aeBLueepcHee yyraap TyHxarna* öaiiHa. 
MapraaHA oponuorn ranyyA eepeep ToxMponuooryPiraac öycaA 
TOXMonAonA apaBAyraap ayPinMMH 3-5 Aaxb aaarrrwr Tyc Tyc 
öapMMTanHa. TaraxA33 MapraaHA oponuorn TanyyA apömpbiH 
uiyyxMMH muiYYAHMr apaBAyraap ayPinMPiH 3 Aaxb aaarnwH 
Aaryy Townnox öereeA apaBAyraap ayftnMMH 3 Aaxb 3aamaA 
AypAcaH xyrauaar öapMMTnaaryn xMfiraaA öycaA TOxnponuooHA 
xypaaryw HexuenA inaapAnaraiaPi TOMHnom XMMXMiir napnc 
Aaxb OnoH yncbiH xyAanAaaHbi TaHXMMWH nsproppx OnoH 
yncbiH apÖMTpbiH ujyyxhhh Aapraac xycHa. ApÖMTpwH 
ujkiMABepkiMr aotooawh xyynb TorrooMWMMH Aaryy ryPiuaTraHa. 

3. MapraaHA oponuo* öyn XananuaH ToxMporn Tan Hb 
XananuaH Toxnporn Heree TanbiH MpraA öyioy KOMnann ynMpcaH 
xoxnpnoo AaaTranwH KOHTpairrbiH yhacoh a 33P öypaH öyioy 
xarac HexeH TenyyncaH raAar uianTraaHaap apöHTpbiH xypnbiH 
yeap öyioy tyyhmm uiMMABapMMr ryiiuaTrax fmuaA acapryyuan 
MnapxMMrox öonoxryM. 

4. XananuaH ToxMporn TanyyA ync öonoH ÖycaA yncbiH 
MPT3AHMH xoopoHAWH xepeHre opyynanTbiH MapraaHwr 
uiMMAßapnax TyxaPi 1965 ohw 3 Ayraap capbiH I8-Hbi oaphmh 
Kohbohuhmh XananuaH ToxMporn TanyyA öoncoH TOxnonAonA 
MapraaHA oponuorn TanyyAWH xoopoha 3Ha ayPinMPiH Aaryy 
rapcaH canan aepenAeeHMPir XananuaH ToxMporn TanyyA 
eepeep ToxMponuooryPiraac öycaA ToxnonAonA flaap AypAcaH 
KOHBeHUMHH Aaryy apöMTpT MaAyynHa. XananuaH ToxMporn Tan 
öyp yr AerMPir xynaaH aeBineepcHee yyraap HOTOn* öaftHa. 

Apßa h xoepAyraap 3yün 

GHaxyy Tapaa Hb XananuaH ToxMporn TanyyAbiH xoopoHA 
AHnnoMaT öyioy KOHcynbiH xapnnuaa öaPiraa acaxMÜr yn 
xapranaaH xyhmh TerenAep xaßaap öaMHa. 

ApBaH rypaBAyraap 3yün 

1. GHaxyy rapaar coöpxoH öaTanHa. EaTnaM* *yyx önnrnPir 
anb öonox oPipwH xyrauaaHA YnaaHöaaTap xothoo 
connnuoHO. 

2. GHaxyy rapaa öaTnaM* wyyx ÖHHur conMnucoHOOC xomuj 
Har capbiH Aapaa xynMH TerenAep öonHO. GHaxyy Tapaa Hb 10 
>KMriMHH xyrauaaHA xyMUHTan öanx öereeA XananuaH ToxMporn 
anb Har Tan TyyHMPir uyunax TyxaPiraa 12 capbiH omhc önnraap 
MaAorAaeryH öon uaaujMA TOAopxoPi öyc xyrauaaraap xynMH 
TerenAep xaßaap öaMHa. 10 xoinMMH xyrauaa eHrepceH HexuenA 
XananuaH ToxMporn anb anb Tan 12 capbiH eMHe önnraap 
M3A3TA3X aaMaap xsamPia h aHaxyy F apaar uyuan* öonHO. 

3. GHaxyy Tapaa xynMH TerenAep ÖaPix xyrauaaHA xmmc3h 
xepeHre opyynanTbiH xyebbA tyyhmm 1-12 Ayraap 3yPinMPiH 
aaanTyyAbir aHaxyy r apaa xynMH TerenAep öyc öoncoH eApeec 
xomuj 20 >KMnMMH Typuj Aarax< MepAene. 


1991 ohw 6 Ayraap capbiH 26-hw eAep Bohh xothoo repMaH, 
MOHron xanaap Tyc öyp xoep ax xyßb yPinAcaH öereeA ax xyBMyA 
Hb aAnn xyHMHT3M ÖaPiHa. 


Für die Bundesrepublik Deutschland 
XonöooHW ByrA HanpaMAax TepMaH Yncbir Teneen* 
Genscher 

Für die Mongolische Volksrepublik 
ByrA HanpaMAax MoHron ApA Yncwr Teneen* 
Gombosuren 
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Protokoll 

flpOTOKOJI 


Bei der Unterzeichnung des Vertrags zwischen der Bundes- 
republik Deutschland und der Mongolischen Volksrepublik über 
die Förderung und den gegenseitigen Schutz von Kapitalanlagen 
haben die Unterzeichneten Bevollmächtigten außerdem folgende 
Bestimmungen vereinbart, die als Bestandteil des Vertrags gel- 
ten: 

(1) Zu Artikel 1 

a) Erträge aus der Kapitalanlage und im Fall ihrer Wiederanlage 
auch deren Erträge genießen den gleichen Schutz wie die 
Kapitalanlage. 

b) Unbeschadet anderer Verfahren zur Feststellung der Staats- 
angehörigkeit gilt insbesondere als Staatsangehöriger einer 
Vertragspartei jede Person, die einen von den zuständigen 
Behörden der betreffenden Vertragspartei ausgestellten natio- 
nalen Reisepaß besitzt. 

(2) Zu Artikel 2 

Der Vertrag gilt auch in den Gebieten der ausschließlichen Wirt- 
schaftszone und des Festlandsockels, soweit das Völkerrecht der 
jeweiligen Vertragspartei die Ausübung von souveränen Rechten 
oder Hoheitsbefugnissen in diesen Gebieten erlaubt. 

(3) Zu Artikel 3 

a) Als „Betätigung“ im Sinne des Artikels 3 Absatz 2 ist insbe- 
sondere, aber nicht ausschließlich, die Verwaltung, die Ver- 
wendung, der Gebrauch und die Nutzung einer Kapitalanlage 
anzusehen. Als eine „weniger günstige“ Behandlung im Sinne 
des Artikels 3 ist insbesondere anzusehen: die Einschränkung 
des Bezugs von Roh- und Hilfsstoffen, Energie und Brennstof- 
fen sowie Produktions- und Betriebsmitteln aller Art, die Behin- 
derung des Absatzes von Erzeugnissen im In- und Ausland 
sowie sonstige Maßnahmen mit ähnlicher Auswirkung. Maß- 
nahmen, die aus Gründen der öffentlichen Sicherheit und 
Ordnung, der Volksgesundheit oder Sittlichkeit zu treffen sind, 
gelten nicht als „weniger günstige“ Behandlung im Sinne des 
Artikels 3. 


b) Die Bestimmungen des Artikels 3 verpflichten eine Vertrags- 
partei nicht, steuerliche Vergünstigungen, Befreiungen und 
Ermäßigungen, welche gemäß den Steuergesetzen nur den in 
ihrem Hoheitsgebiet ansässigen natürlichen Personen und 
Gesellschaften gewährt werden, auf im Hoheitsgebiet der 
anderen Vertragspartei ansässige natürliche Personen und 
Gesellschaften auszudehnen. 

c) Die Vertragsparteien werden im Rahmen ihrer innerstaat- 
lichen Rechtsvorschriften Anträge auf die Einreise und den 
Aufenthalt von Personen der einen Vertragspartei, die im 
Zusammenhang mit einer Kapitalanlage in das Hoheitsgebiet 
der anderen Vertragspartei einreisen wollen, wohlwollend 
prüfen; das gleiche gilt für Arbeitnehmer der einen Vertrag- 
spartei, die im Zusammenhang mit einer Kapitalanlage in das 
Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei einreisen und sich 
dort aufhalten wollen, um eine Tätigkeit als Arbeitnehmer 
auszuüben. Auch Anträge auf Erteilung der Arbeitserlaubnis 
werden wohlwollend geprüft. 


XonÖooHbi Eyrfl HawpaMAax TepMaH Vnc, Eyrn HaüpaMAax 
MoHron ApA YncbiH xoopohawh xepeHre opyynanTbir xexyynaH 
A3m>kmx, xapkmuaH xaMraanax Tyxafi rapaaHA rapwH ycar 3ypa< 
öyn 6yp3H apxT TeneenerHMA Hb AypAcaH rapaaHMM canujryM 
xacar öonox Aapaax toaottoji 3aanTyyAbir h3m>k TOXupormoB. 
Yyha: 

1. H3TAyr33p 3YMAA 

а) XepeHre opyynanTbiH eree>K öoaoh aAraap ereexceep asxhh 
xepeHre opyynanT xmm* öaüraa toxmoaaoaa T3AraapMMH 
eree* Hb xepeHre opyynanTbiH Har sama xaMraanamaA 
öama. 

б) XonöorAOX Xan3AA3H ToxMporn TanbiH apx öyxMM 
öaMryynnaraac onrocoH yhaschhm nacnopT a33MUJMrHMMr 
TyxanH TanbiH MpraH ra* y33x öoaobh 3H3 Hb yha3Chmm 
xapbnannbir toaopxomaox öycaA anb h apra 3aMbir 
yryMcraaryM öoaho. 

2. XoepAyraap 3yMAA 

GH 3 xyy rapaa Hb xonöorAüx XananAaH TOXMporn Tanaac öyp 3 H 
3 px 33 xapanKyynaxMMr Hb ojioh yncbiH 3 px 33 p 3 eBUJeepceH 
Aanan T 3 Hrnc Aax 3Ammh aacmiiH OHurow öyc HyTar öoaoh ax 
ra 3 pbiH Aaryyx öyc HyTarr Har aAHA xaMaapHa. 

3. TypaBAyraap 3yMAA 

a) rypaßAyraap ayiinMMH 2 Aaxb aaanTaA AypAcaH „ynn 
axwnnaraa“ racaH H3p TOMbeoroop xoamm 3eBxeH Aapaax 
aynnaap xs3raapAaxryM öoaobh, Tyxannöan xepeHre 
opyynaATbir yAMpAax, atUMrnax, 333 MUjhx, xepeHre 
opyynaATTaM öanx nBAnwr xsah 3. rypaßAyraap 3 ymaa 
A ypAcaH „AyTyyryM TaanaMacrafi HexAen“ racaH Hap 
TOMbeoroop Tyxannöan TyyxMM 3A öyioy Tycnax MaTepnan, 
Tynuj apHMM xyn, MeH tyyhhash yMnAßapnanMMH öyioy öycaA 
anb h 30 pnyAaATbiH xaparcan o n* aßaxaA Hb xnaraap 
TaBMX, TyxaMH opOHA öyioy xmammh HaHaA öYT33rA3xyyH33 
öopnyynaxaA Hb caaA tottop ynpyynax, TaAraapTafi mjkma 
T ecTan öycaA apra xaMxoa aßaxryM öawxbir xaAHa. YncbiH 
atoynryn öaiiAan, hhicmmmh X3B xcypaM, MpraAMMH apyyn 
M3 ha öyioy ec cypTaxyyHbir xaMraanax 3opnnroop aßH öyn 
apra x3M>xaar rypaßAyraap 3yflnA AypAcaH „AyTyyryn 
TaanaMxaaH HexAen“ - a xaMpyynaxryft. 

ö) XanaAAaH TOXMporH aAHßaa Tan Hb tyyhmm xyynb 
TorrooM>KHHH Aaryy aeßxeH TyxaüH TanbiH HyTar AßßcrapT 
opuJAor öne xyH öyioy KOMnaHMA xaMpyynAar TaTBap, 
TaTBapaac neneenex öyioy TaTßapbiH xaMxoar xoporAyynax 
3apar xeHrenenTMiir XanaAAaH TOXMporn Heree TanbiH HyTar 
AaBcrapT opuJAor xyBb xyH öyioy KOMnaHMA xaMpyynax 
YYprMHr rypaßAyraap ayMAMMH 3aanTyyAaap xynaaraaryn 

ÖOAHO. 

b) XananAaH TOXMporn TanyyA Hb xepeHre opyynanrraft 
xonöorACOH acyyAnaap XananAaH TOXMporn Heree TanbiH 
HyTar AaecrapT opox, tsha Typ xyraAaaraap öanx Tyxan 
XananAaH TOXMporn anb anb TanbiH xyMyycMMH xycanTyyAaA 
eepcAMMH xyynb toitoom>kmmh xypaaHA HaauiTan xaHAax 
öoaho. XepeHre opyynanTTaM xonöorACOH a>KMAA opoxoop 
XananAaH TOXMporn Heree TanbiH HyTar AaBcrapT opox, toha 
T yp öanx xycanTan XananAaH TOXMporn anb anb TanbiH 
xyMyycT MeH Har annn xaHAaHa. TyyHHnaH axwn apxnax 
3eßiijeepen aßax Tyxaü xycanTyyAMMr HaauiTan aBH y3Ha. 
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(4) Zu Artikel 4 

Ein Anspruch auf Entschädigung besteht auch dann, wenn durch 
staatliche Maßnahmen in das Unternehmen, das Gegenstand der 
Kapitalanlage ist, eingegriffen und dadurch seine wirtschaftliche 
Substanz erheblich beeinträchtigt wird. 

(5) Zu Artikel 7 

Als „unverzüglich“ durchgeführt im Sinne des Artikels 7 Absatz 1 
gilt ein Transfer, der innerhalb einer Frist erfolgt, die normalerwei- 
se zur Beachtung der Transferförmlichkeiten erforderlich ist. Die 
Frist beginnt mit der Einreichung eines vollständigen und formge- 
rechten Antrags und darf unter keinen Umständen zwei Monate 
überschreiten. 

(6) Bei Beförderung von Gütern und Personen, die im Zusammen- 
hang mit einer Kapitalanlage stehen, wird eine Vertragspartei die 
Transportunternehmen der anderen Vertragspartei weder aus- 
schalten noch behindern und, soweit erforderlich, Genehmigun- 
gen zur Durchführung der Transporte erteilen. Hierunter fallen 
Beförderungen von 

a) Gutem, die unmittelbar für die Kapitalanlage im Sinne des 
Vertrags bestimmt sind oder die im Hoheitsgebiet einer Ver- 
tragspartei odereines dritten Staates von einem Unternehmen 
oder im Auftrag eines Unternehmens angeschafft werden, in 
dem Vermögenswerte im Sinne des Vertrags angelegt sind; 

b) Personen, die im Zusammenhang mit einer Kapitalanlage 
reisen. 


Geschehen zu Bonn am 26. Juni 1991 in zwei Urschriften, jede 
in deutscher und mongolischer Sprache, wobei jeder Wortlaut 
gleichermaßen verbindlich ist. 


4. flepeBAYrasp 3Y*nA 

XepeHre opyynanT xhmc3h KOMnaHMM yün axwnnaraaHA yncbiH 
ayraac X3T oponucoHbi ynMaac samüh aacrn$tH YayynanTaA Hb 
xoxupon yMupBan HexeH Tenöep xmxmv Har aA^n maapAax 
apxTan öawHa. 

5. flonAyraap aya/iA 

T ytfByynrbir epAnüH HexuenA xmmxsa waapAarAAar xyrauaaHA 
xmwk ryüu3Tr3C3H öawBan TyYHnwr AonAyraap symammh 1 A3X 
saarnaA AypAcaHMnaH „caaAryw“ xmwk rynuaTracaH ra* Y3H3. 
flypAcaH xyrauaa Hb aoxux xanöapaap öypaH öypayyacsh 
xycanT rapracaH eAep axnax öereeA anb m toxmoaaojia xoep 
capaac xaTpaxryH öaiiHa. 

6. XananuaH Toxkiporn Tan öyp xepeHre opyynanrraM 
xonöorACOH öapaa öyioy xyMyycMür XananmaH Toxuporq Heree 
TanwH T33BpnwH öafiryynnaraac TaaßapnaxaA HMap h caaA 
TOTrop yMpyynaxryH öereeA tuaapAnaraTan Öon TyxaüH 
T33BpnMr xmmx aeBiueepnHfir onro* öanHa. VyHA Aapaax 
sYmammh T33B3pn3AT xaMaapHa: 

a) Ghsxyy r 3p33HMM aryynrbiH Aaryy yhs epTer öyxmm ayPinaap 
xepeHre opyynanT xmhc3h öafiryynnara öyioy tyyhmh hsphmh 
eMHeec XananuaH TOxnporn anb anb Tan acßan rypaBAarn 
anHBaa yncbiH HyTar AaacrapT on* aßcaH acxyn aHaxyY 
TapaaHMM Aaryy xepeHre opyynanT xmx Tan ujyyn 
xonöorACOH öapaa; 

ö) xepeHre opyynanrraM xonöorACOH acyyAnaap aopnn>K öyü 
xymyyc aapar öoaho. 


1991 OHbi 6 Ayraap capbiH „26“-Hbi oa©P Bohh xothoo repMaH, 
MOHron xanaap Tyc Öyp xoep ax xyßb ynnAcaH öereeA ax xyßkiyA 
Hb aAHn XYMMHT3M öafiHa. 


Für die Bundesrepublik Deutschland 
XonöooHbi ByrA HaftpaMAax r epMaH Yncbir Teneen* 
Genscher 

Für die Mongolische Volksrepublik 
ByrA HaftpaMAax MoHron ApA Yncwr Teneen* 
Gombosuren 
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Denkschrift zum Vertrag 

I. Allgemeines 

Der deutsch-mongolische Investitionsförderungs- und 
-schutzvertrag dient dem Ziel, die beiderseitige wirtschaft- 
liche Zusammenarbeit zu verstärken, indem er günstige 
Bedingungen für Kapitalanlagen schafft. 

Die Förderung und der Schutz gegenseitiger Kapitalanla- 
gen sind nach Auffassung beider Seiten zudem geeignet, 
die Wirtschaftsreform In der Mongolei zu unterstützen. 
Durch entsprechende gesetzliche Bestimmungen hat die 
Mongolei die Grundlage für ausländische Kapitalanlagen 
geschaffen. Der völkerrechtliche Vertrag gewährt den Ka- 
pitalanlagen darüber hinausgehend einen umfassenden 
und dauerhaften Rechtsschutz. Dadurch können deutsche 
Investitionen in der Mongolei zusätzlich stimuliert wer- 
den. 

Der Vertrag ist ferner eine wichtige Voraussetzung für die 
Übernahme von Bundesgarantien gegen politische RisF 
ken. Nach den Bestimmungen des Haushaltsgesetzes 
kann der Bund derartige Garantien grundsätzlich nur dann 
übernehmen, wenn mit dem betreffenden Land ein Inve- 
stitionsförderungs- und -schutzvertrag besteht. 

Der deutsch-mongolische Investitionsförderungs- und 
-schutzvertrag entspricht im wesentlichen dem deutschen 
Mustervertrag, der auch Grundlage der entsprechenden 
Verträge mit anderen osteuropäischen Staaten (Bulgarien, 
Rumänien, Ungarn, ehemalige Sowjetunion und verschie- 
dene ihrer Nachfolgestaaten, Polen, ehemalige CSFR) 
war. 

II. Zu den Vertragsbestimmungen 

Der Vertrag enthält 13 Artikel; ihm ist ein Protokoll beige- 
fügt. 

Zu Artikel 1 

Die Bestimmung enthält die Definition der Begriffe „Kapi- 
talanlage“, „Erträge“, „Staatsangehörige“ und „Gesell- 
schaften“. Einbezogen werden alle Arten von Vermö- 
genswerten, die von Investoren aus dem anderen Ver- 
tragsstaat angelegt werden, sowie die Erträge hieraus. 

Zu Artikel 2 

Die Bestimmung enthält die allgemeine Förderungsklausel 
und das Prinzip einer gerechten und billigen Behandlung. 
Jede Seite sichert ferner zu, Kapitalanlagen von Investo- 
ren der anderen Seite nicht zu diskriminieren. Kapitalan- 
lagen, die in Übereinstimmung mit den Rechtsvorschriften 
einer Vertragspartei zugelassen worden sind, genießen 
den vollen Schutz des Vertrags. 

Gemäß Protokollnummer 1 Buchstabe a genießen Erträge 
den gleichen Schutz wie die Kapitalanlage. 

Zu Artikel 3 

Hier ist der Grundsatz der Inländerbehandlung und der 
Meistbegünstigung niedergelegt. In der Protokollnummer 3 
Buchstabe a werden einige Beispiele einer nach dem 
Vertrag unzulässigen Schlechterbehandlung aufgeführt. 
Protokollnummer 3 Buchstabe b stellt klar, daß die Gewäh- 


rung bestimmter steuerlicher Vergünstigungen an Gebiets- 
ansässige nicht im Widerspruch zum Gebot der Inländer- 
behandlung steht. Protokollnummer 3 Buchstabe c enthält 
eine Wohlwollensklausel hinsichtlich Einreise, Aufenthalt 
und Arbeitserlaubnis im Zusammenhang mit einer Kapi- 
talanlage. 

Zu Artikel 4 

Die Bestimmung gewährleistet den Eigentumsschutz so- 
wie Entschädigung und ein ordentliches Rechtsverfahren 
bei Enteignungsmaßnahmen. Eine Enteignung oder Ver- 
staatlichung ist nur zum allgemeinen Wohl und gegen 
wertentsprechende Entschädigung zulässig. Der Investor 
hat Anspruch auf unverzügliche Zahlung der Entschädi- 
gung und bei Zahlungsverzug Anspruch auf bankübliche 
Verzinsung. Die Entschädigungspflicht erstreckt sich nicht 
nur auf unmittelbare Eingriffe in die Kapitalanlage als sol- 
che, sondern gemäß Protokollnummer 4 auch auf staat- 
liche Eingriffe in das Unternehmen, an dem der Investor 
beteiligt ist, wenn dadurch seine wirtschaftliche Substanz 
erheblich beeinträchtigt wird. Bei Verlusten an Kapitalanla- 
gen infolge Krieg, Staatsnotstand oder sonstiger Ausnah- 
mesituationen wird Inländerbehandlung und Meistbegün- 
stigung im Falle einer Entschädigung zugesichert. 

Zu Artikel 5 

Die Bestimmung enthält das wichtige Prinzip des freien 
Transfers von Kapital und Erträgen. 

Zu Artikel 6 

Die Bestimmung enthält den Grundsatz der Subrogation. 
Sie stellt sicher, daß die Bundesrepublik Deutschland im 
Falle einer Entschädigungszahlung an den deutschen In- 
vestor aufgrund einer Bundesgarantie gegen politische 
Risiken die auf sie übergegangenen Rechte und Ansprü- 
che des Investors im eigenen Namen gegenüber dem 
Vertragspartner geltend machen kann. 

Zu Artikel 7 

Der Transfer nach Artikel 4, 5 oder 6 ist unverzüglich zu 
dem jeweils gültigen Wechselkurs durchzuführen. Nach 
Protokollnummer 5 darf dabei eine Frist von zwei Monaten 
nicht überschritten werden. 

Zu Artikel 8 

Günstigere Regelungen für den Investor, sei es nach dem 
Recht des Anlagelandes oder aufgrund einer völkerrechtli- 
chen Verpflichtung, gehen diesem Vertrag vor (sog, Bes- 
serstellungsklausel). Zugleich sichern die Vertragsparteien 
zu, daß sie dem Investor gegenüber übernommene Ver- 
pflichtungen einhalten werden. 

Zu Artikel 9 

Der Vertrag gilt auch für noch bestehende Altinvestitionen, 
die vor Inkrafttreten dieses Vertrags in Übereinstimmung 
mit den Rechtsvorschriften der betreffenden Vertragspar- 
tei vorgenommen worden sind. 
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Zu Artikel 10 

Die Bestimmung sieht das übliche Schiedsverfahren bei 
Meinungsverschiedenheiten zwischen den Vertragspartei- 
en über die Auslegung oder Anwendung des Vertrages 
vor. 


Zu Artikel 11 

Dieser Artikel sieht eine internationale Schiedsgerichtsbar- 
keit bei Meinungsverschiedenheiten zwischen einem Inve- 
stor und dem jeweiligen Gaststaat vor. 

Zu Artikel 12 

Der Vertrag enthält die übliche Fortgeltungsklausel, falls 
keine diplomatischen Beziehungen bestehen sollten. 


Zu Artikel 13 

Der Vertrag steht unter dem Vorbehalt der Ratifikation. 
Nach dem Inkrafttreten gilt der Vertrag zunächst für zehn 
Jahre und wird sodann - mit zwölfmonatiger Kündigungs- 
frist - auf unbestimmte Zeit verlängert. Im Falle einer 
Kündigung bleiben die bis zum Außerkrafttreten des Ver- 
trags vorgenommenen Kapitalanlagen noch weitere zwan- 
zig Jahre lang geschützt. 

Zum Protokoll 

Das Protokoll enthält eine Reihe von Erläuterungen und 
Ausführungsbestimmungen, die Bestandteil des Vertrags 
sind. Neben den bereits erwähnten Erläuterungen enthält 
das Protokoll in Nummer 6 ein Diskriminierungsverbot bei 
Beförderungen von Gütern und Personen im Zusammen- 
hang mit einer Kapitalanlage. 
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